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1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der 

Formycon AG, des Lageberichts sowie des Berichts 

des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2018

 Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten 

Jahresabschluss am 1. April 2019 gebilligt. Damit ist der 

Jahresabschluss festgestellt. Entsprechend den §§ 172, 

173 AktG ist zum Tagesordnungspunkt 1 daher keine Be-

schlussfassung vorgesehen. Die unter diesem Tagesord-

nungspunkt genannten Unterlagen sind der Hauptver-

sammlung vorzulegen.

 Die vorgenannten Unterlagen sind von der Einberufung 

an im Internet unter 

 www.formycon.com/investoren/hauptversammlung 

 zugänglich und werden zudem während der Hauptver-

sammlung ausliegen.

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder 

des Vorstands

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Ge-

schäftsjahr 2018 amtierenden Mitgliedern des Vorstands 

für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder 

des Aufsichtsrats

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Ge-

schäftsjahr 2018 amtierenden Mitgliedern des Aufsichts-

rats für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

4. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2019

 Der Aufsichtsrat schlägt vor, die PanTax Audit GmbH, 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Landsberger Straße 

89, 80339 München, zum Abschlussprüfer der Gesell-

schaft für das Geschäftsjahr 2019 zu wählen.

5. Beschlussfassung über die Neuwahl eines Aufsichts-

ratsmitglieds

 Die Amtszeit des amtierenden Aufsichtsratsmitglieds 

Hermann Vogt endet mit der Beendigung der ordentli-

chen Hauptversammlung am 27. Juni 2019. Es ist daher 

die Neuwahl eines Aufsichtsratsmitglieds vorzunehmen.

 Der Aufsichtsrat der Formycon AG setzt sich gemäß §§ 

96 Abs. 1, 6. Fall, 101 Abs. 1 AktG i.V.m. § 6 Abs. 1 Satz 1 

der Satzung der Gesellschaft aus drei von der Hauptver-

sammlung zu wählenden Mitgliedern zusammen. Die Wie-

derwahl von Aufsichtsratsmitgliedern ist gemäß § 6 Abs. 1 

Satz 2, Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft zulässig.

 Der Aufsichtsrat schlägt vor,

  Herrn Hermann Vogt, 

Geschäftsführer der AA ASSET CONSULT GmbH, 

Frankfurt, 

wohnhaft in Dieburg,

A TAGESORDNUNG

mit Vorschlägen zur Beschlussfassung
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es genehmigtes Kapital in der gesetzlich maximal zuläs-

sigen Höhe geschaffen werden.

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu be-

schließen:

1) Die in Ziffer § 4 Abs. 3 der Satzung enthaltene 

Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals 

(Genehmigtes Kapital 2015) wird vollumfänglich zum 

Zeitpunkt der Eintragung des unter Ziffer 2) und 3) 

dieses Tagesordnungspunktes 6 vorgeschlagenen 

Genehmigten Kapitals 2019 im Handelsregister der 

Gesellschaft aufgehoben, soweit sie bis zu diesem 

Zeitpunkt nicht ausgenutzt worden ist.

2) Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital 

der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

bis einschließlich zum 26. Juni 2024 einmalig oder 

mehrmals um bis zu insgesamt EUR 5.000.000,00 

gegen Bar- und/oder Sacheinlagen durch Ausga-

be von bis zu 5.000.000 neuen, auf den Inhaber 

lautenden Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes 

Kapital 2019). Die neuen Aktien nehmen von Beginn 

des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der 

Ausgabe der neuen Aktien noch kein Beschluss 

der Hauptversammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht 

einzuräumen. Die Aktien können auch von einem 

oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung 

übernommen werden, sie den Aktionären zum Be-

zug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

 Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht 

der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen:

— für Spitzenbeträge;

— wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 

erfolgt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien 

den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet 

und die unter Ausschluss des Bezugsrechts aus-

 mit Wirkung ab Beendigung der Hauptversammlung am 

27. Juni 2019 für die satzungsgemäße Amtszeit, d.h. bis 

zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die 

Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Ge-

schäftsjahr 2023 beschließt, als Mitglied in den Auf-

sichtsrat der Gesellschaft wieder zu wählen.

6. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmig-

ten Kapitals 2015 und über die Schaffung eines neuen 

Genehmigten Kapitals 2019 mit der Möglichkeit zum 

Ausschluss des Bezugsrechts sowie Änderung von § 4 

Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft

 Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt derzeit EUR 

10.000.000,00. Der Vorstand wurde durch Beschluss 

der Hauptversammlung vom 30. Juni 2015 ermächtigt, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital bis 

zum 29. Juni 2020 durch Ausgabe von bis zu 4.531.301 

neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen 

Bar- und/ oder Sacheinlagen einmal oder mehrmals zu 

erhöhen (Genehmigtes Kapital 2015).

 Das Genehmigte Kapital 2015 wurde aufgrund der Be-

schlüsse des Vorstands vom 20. Juli 2017 und des Auf-

sichtsrats vom 24. Juli 2017 sowie aufgrund der Beschlüs-

se des Vorstands und des Aufsichtsrats jeweils vom 22. 

März 2019 teilweise ausgenutzt. Nach Durchführung der 

am 22. März 2019 beschlossenen Kapitalerhöhung wurde 

die Fassung der Satzung gemäß der Ermächtigung in § 4 

Abs. 3 der Satzung durch den Aufsichtsrat dahingehend 

angepasst, dass das in § 4 Abs. 3 der Satzung enthaltene 

Genehmigte Kapital 2015 nach teilweiser Ausnutzung mit 

EUR 3.763.404,00 beziffert wurde.

 Danach steht der Gesellschaft derzeit nur genehmig-

tes Kapital in dieser Höhe zur Verfügung. Das geneh-

migte Kapital ist ein wesentliches Instrument der Unter-

nehmensfinanzierung. Es ermöglicht es der Gesellschaft, 

ihre Eigenkapitalausstattung den geschäftlichen Erfor-

dernissen jederzeit auch kurzfristig anzupassen. Um der 

Gesellschaft zukünftig wieder den vollen Handlungs-

spielraum und die größtmögliche Flexibilität hinsichtlich 

der Stärkung ihres Eigenkapitals einzuräumen, soll neu-
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samt EUR 5.000.000,00 gegen Bar- und/oder 

Sacheinlagen durch Ausgabe von 5.000.000 

neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu 

erhöhen (Genehmigtes Kapital 2019). Die neuen 

Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjah-

res an, für das zum Zeitpunkt der Ausgabe der 

neuen Aktien noch kein Beschluss der Hauptver-

sammlung über die Verwendung des Bilanzge-

winns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Den 

Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht 

einzuräumen. Die Aktien können auch von einem 

oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflich-

tung übernommen werden, sie den Aktionären 

zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugs-

recht). Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche 

Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen 

auszuschließen:

— für Spitzenbeträge; 

— wenn die Kapitalerhöhung gegen Barein-

lagen erfolgt und der Ausgabebetrag der 

neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesent-

lich unterschreitet und die unter Ausschluss 

des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien 

insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht 

überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt 

des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt 

der Ausübung dieser Ermächtigung; bei der 

Berechnung der 10 %-Grenze ist der anteilige 

Betrag am Grundkapital anzusetzen, der auf 

neue oder zurückerworbene Aktien entfällt, 

die seit dem 27. Juni 2019 unter vereinfach-

tem Bezugsrechtsausschluss gemäß oder 

entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

ausgegeben oder veräußert worden sind, 

sowie der anteilige Betrag am Grundkapital, 

auf den sich Options- und/oder Wandlungs-

rechte bzw. -pflichten aus Schuldverschrei-

bungen beziehen, die seit dem 27. Juni 2019 

in sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG ausgegeben worden sind; sowie

gegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grund-

kapitals nicht überschreiten, und zwar weder im 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt 

der Ausübung dieser Ermächtigung; bei der Be-

rechnung der 10 %-Grenze ist der anteilige Betrag 

am Grundkapital anzusetzen, der auf neue oder 

zurückerworbene Aktien entfällt, die seit dem 27. 

Juni 2019 unter vereinfachtem Bezugsrechtsaus-

schluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert worden 

sind, sowie der anteilige Betrag am Grundkapital, 

auf den sich Options- und/oder Wandlungsrech-

te bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen 

beziehen, die seit dem 27. Juni 2019 in sinnge-

mäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

ausgegeben worden sind; sowie

— bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur 

Gewährung von Aktien zum Zweck des Erwerbs 

von Unternehmen, Unternehmensteilen, Betei-

ligungen an Unternehmen (einschließlich der 

Erhöhung bestehender Beteiligungen) oder von 

Forderungen gegen die Gesellschaft.

 Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzel-

heiten der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten 

Kapital 2019 und ihrer Durchführung mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats festzulegen.

 Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Sat-

zung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung 

der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmig-

ten Kapital 2019 entsprechend dem Umfang der Kapi-

talerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2019 oder 

nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.

3) § 4 Abs. 3 der Satzung erhält folgende neue Fassung:

— Der Vorstand ist durch Beschluss der Hauptver-

sammlung vom 27. Juni 2019 ermächtigt, das 

Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats bis einschließlich zum 26. Juni 

2024 einmalig oder mehrmals um bis zu insge-
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schaffen werden. Dadurch wird der Vorstand in die Lage 

versetzt, auch künftig die Eigenkapitalausstattung der 

Gesellschaft den geschäftlichen und rechtlichen Erfor-

dernissen anzupassen. Insbesondere soll der Vorstand 

in die Lage versetzt werden, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats kurzfristig auf auftretende Finanzierungser-

fordernisse reagieren zu können. Die neuen Aktien sol-

len den Aktionären auch mittelbar über ein Kreditinstitut 

oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 

oder Abs. 7 KWG tätiges Unternehmen zum Bezug ange-

boten werden können.

 Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2019 

steht den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. 

Der Beschlussvorschlag sieht jedoch vor, dass der Vor-

stand ermächtigt wird, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

in bestimmten Fällen das Bezugsrecht auszuschließen.

 Dies gilt zunächst für den Fall einer Barkapitalerhö-

hung, jedoch begrenzt auf Stückaktien mit einem rech-

nerischen Anteil von insgesamt bis zu zehn vom Hun-

dert des Grundkapitals und mit der Maßgabe, dass der 

Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis von 

Stückaktien gleicher Ausstattung nicht wesentlich un-

terschreitet. Mit dieser Ermächtigung soll von der Mög-

lichkeit des erleichterten Bezugsrechtsausschlus-

ses gemäß § 203 Abs. 1 und 2 i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 

4 AktG Gebrauch gemacht werden. Hierdurch wird 

die Gesellschaft in die Lage versetzt, flexibel und zeit-

nah auf sich bietende günstige Gelegenheiten zur Auf-

nahme von Eigenkapital am Kapitalmarkt zu reagieren, 

ohne auf eine zeitintensive Kapitalerhöhung unter Wah-

rung des Bezugsrechts der Aktionäre mit dem bei Be-

zugsemissionen üblichen Abschlag zurückgreifen zu 

müssen. Mit der Begrenzung auf insgesamt bis zu 10 

% des Grundkapitals wird dem Bedürfnis der Aktionä-

re nach Verwässerungsschutz für ihren Anteilsbesitz 

hinreichend Rechnung getragen. Da die neuen Aktien 

nahe am Börsenkurs platziert werden, kann jeder Ak-

tionär zur Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote 

Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen am Markt 

erwerben.

 

— bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinla-

gen zur Gewährung von Aktien zum Zweck 

des Erwerbs von Unternehmen, Unterneh-

mensteilen, Beteiligungen an Unternehmen 

(einschließlich der Erhöhung bestehender 

Beteiligungen) oder von Forderungen gegen 

die Gesellschaft.

 Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Ein-

zelheiten der Kapitalerhöhung aus dem Geneh-

migten Kapital 2019 und ihrer Durchführung mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen. 

 Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung 

der Satzung nach vollständiger oder teilweiser 

Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals 

aus dem Genehmigten Kapital 2019 entspre-

chend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus 

dem Genehmigten Kapital 2019 oder nach Ablauf 

der Ermächtigungsfrist anzupassen.“

 Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Punkt 6 der Ta-

gesordnung gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 4 Satz 2 

AktG über die Gründe für den Ausschluss des Bezugs-

rechts der Aktionäre

 Der Vorstand erstattet gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 4 

Satz 2 AktG über die Gründe für den Ausschluss des Be-

zugsrechts der Aktionäre diesen Bericht, der vom Tage 

der Einberufung der Hauptversammlung an in den Ge-

schäftsräumen der Gesellschaft, Fraunhoferstraße 15, 

82152 Martinsried/Planegg, zur Einsichtnahme durch die 

Aktionäre ausliegt und auch im Internet unter

 www.formycon.com/investoren/hauptversammlung

 ist. Er wird jedem Aktionär auf Verlangen unentgeltlich 

und unverzüglich in Kopie zugesandt und auch während 

der Hauptversammlung zur Einsichtnahme ausliegen.

 Durch die unter Punkt 6 der Tagesordnung vorgeschla-

gene Beschlussfassung soll ein neues Genehmigtes Ka-

pital 2019 in Höhe von bis zu EUR 5.000.000,00 ge-
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 Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, 

ob die Ausnutzung der Ermächtigung zur Erhöhung des 

Grundkapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts im In-

teresse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegt. Er 

wird über jede Ausnutzung der Ermächtigung in der je-

weils nächsten Hauptversammlung berichten.

7. Beschlussfassung über die Aufhebung des Bedingten 

Kapitals 2014 und eine neue Ermächtigung zur Ausga-

be von Options- und/oder Wandelschuldverschreibun-

gen mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugs-

rechts, die Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 

2019 sowie die entsprechende Änderung der Satzung

 Der Vorstand ist durch Beschluss der Hauptversamm-

lung vom 30. Juni 2014 ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats bis zum 29. Juni 2019 einmalig oder mehr-

mals auf den Inhaber und/oder den Namen lautende Op-

tions- und/oder Wandelschuldverschreibungen im Ge-

samtbetrag von bis zu EUR 100.000.000,00 mit einer 

Laufzeit von längstens 20 Jahren auszugeben und den 

Inhabern von Optionsanleihen Optionsrechte bzw. den 

Inhabern von Wandelschuldverschreibungen Wandlungs-

rechte auf insgesamt bis zu 3.450.673 auf den Inhaber 

lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteili-

gen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 

3.450.673,00 nach näherer Maßgabe der Options- bzw. 

Wandelanleihebedingungen zu gewähren.

 Um der Gesellschaft auch zukünftig die größtmögliche 

Flexibilität hinsichtlich der Ausgabe von Options- und/

oder Wandelschuldverschreibungen einzuräumen und 

da die durch die Hauptversammlung vom 30. Juni 2014 

erteilte Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von 

Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen im 

Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 100.000.000,00 mit 

Ablauf des 29. Juni 2019 auslaufen wird, soll eine neue 

Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wan-

delschuldverschreibungen beschlossen werden, die 

auch dem zwischenzeitlich erhöhten Grundkapital der 

Gesellschaft Rechnung tragen soll. Das Bedingte Kapi-

tal 2014 soll vollständig aufgehoben werden und bis zur 

maximal zulässigen Gesamthöhe der bedingten Kapitalia 

durch ein neues Bedingtes Kapital 2019 ersetzt werden. 

 Der Vorstand ist auch ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschlie-

ßen, wenn die neuen Aktien gegen Sacheinlagen aus-

gegeben werden sollen. Damit wird der Vorstand in die 

Lage versetzt, Aktien der Gesellschaft in geeigneten Ein-

zelfällen zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmens-

teilen, Unternehmensbeteiligungen oder anderen Wirt-

schaftsgütern einzusetzen. In Verhandlungen kann sich 

die Notwendigkeit ergeben, als Gegenleistung nicht 

Geld, sondern Aktien zu leisten. Durch die Möglichkeit, 

Aktien der Gesellschaft als Gegenleistung anbieten zu 

können, wird ein Vorteil im Wettbewerb um interessan-

te Akquisitionsobjekte geschaffen. Zudem wird hierdurch 

der erforderliche Spielraum geschaffen, um sich bietende 

Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Unterneh-

mensteilen, Unternehmensbeteiligungen oder anderen 

Wirtschaftsgütern liquiditätsschonend zu nutzen. Unab-

hängig davon kann es aber auch vor dem Hintergrund ei-

ner optimalen Finanzierungsstruktur im konkreten Ein-

zelfall im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre 

liegen, einen Unternehmens- oder Beteiligungserwerb 

durch Aktien und nicht durch Barzahlung zu finanzieren. 

Der Gesellschaft erwächst daraus kein Nachteil, da die 

Emission von Aktien gegen Sachleistung voraussetzt, 

dass der Wert der Sachleistung in einem angemessenen 

Verhältnis zum Wert der Aktien steht. Der Vorstand wird 

bei der Festlegung der Bewertungsrelation sicherstellen, 

dass die Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionä-

re angemessen gewahrt bleiben und ein angemessener 

Ausgabebetrag für die neuen Aktien erzielt wird. Zum 

gegenwärtigen Zeitpunkt gibt es keine diesbezüglichen, 

konkreten Akquisitionsvorhaben.

 Vorstand und Aufsichtsrat sollen schließlich ermächtigt 

werden, bei einer Kapitalerhöhung unter grundsätzlicher 

Wahrung des Bezugsrechts der Aktionäre Spitzenbeträ-

ge vom Bezugsrecht auszunehmen. Dies kann erforder-

lich werden, wenn anders ein praktikables Bezugsver-

hältnis nicht zu erreichen ist. Die Gesellschaft wird sich 

ggf. bemühen, freie Spitzen im Interesse der Aktionä-

re bestmöglich zu verwerten. Der mögliche Verwässe-

rungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzen-

beträge gering.
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 Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf 

gegen Barzahlung ausgegebene Options- und/oder 

Wandelschuldverschreibungen vollständig auszu-

schließen, sofern der Vorstand nach pflichtgemäßer 

Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass der Aus-

gabepreis der Options- und/oder Wandelschuldver-

schreibungen ihren nach anerkannten, insbesondere 

finanzmathematischen Methoden ermittelten hypo-

thetischen Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. 

Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-

rechts gilt jedoch nur für Options- und/oder Wan-

delschuldverschreibungen mit einem Options- bzw. 

Wandlungsrecht oder einer Options- bzw. Wand-

lungspflicht auf Aktien mit einem anteiligen Betrag 

des Grundkapitals, der insgesamt 10 % des Grund-

kapitals nicht übersteigen darf, und zwar weder im 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser 

Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der 

vorliegenden Ermächtigung. Auf die vorgenannte 10 

%-Grenze werden Aktien angerechnet, die aufgrund 

einer Ermächtigung der Hauptversammlung zum Er-

werb und zur Veräußerung eigener Aktien gemäß § 

71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert wer-

den. Ferner sind auf diese Begrenzung auch dieje-

nigen Aktien anzurechnen, die aus einem geneh-

migten Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts 

gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Lauf-

zeit dieser Ermächtigung bis zur nach § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG bezugsrechtsfreien Ausgabe der Op-

tions- und/oder Wandelschuldverschreibungen aus-

gegeben werden.

 Im Falle der Ausgabe von Optionsanleihen werden 

jeder Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Op-

tionsscheine beigefügt, die den Inhaber nach nä-

herer Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden 

Optionsbedingungen zum Bezug von auf den Inha-

ber lautenden Stückaktien der Gesellschaft berech-

tigen. Die Optionsbedingungen können auch vorse-

hen, dass der Optionspreis durch Übertragung von 

Teilschuldverschreibungen und gegebenenfalls eine 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu be-

schließen:

1) Das Bedingte Kapital 2014 gemäß § 4 Abs. 7 der Sat-

zung wird in Höhe von EUR 3.450.673,00 und damit 

vollständig aufgehoben.

2) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats bis zum 26. Juni 2024 einmalig 

oder mehrmals auf den Inhaber und/oder den Na-

men lautende Options- und/oder Wandelschuld-

verschreibungen im Gesamtbetrag von bis zu EUR 

100.000.000,00 mit einer Laufzeit von längstens 20 

Jahren auszugeben und den Inhabern von Options-

anleihen Optionsrechte bzw. den Inhabern von Wan-

delschuldverschreibungen Wandlungsrechte auf ins-

gesamt bis zu 4.284.740 auf den Inhaber lautende 

Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen 

Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 

4.284.740,00 nach näherer Maßgabe der Options- 

bzw. Wandelanleihebedingungen zu gewähren. Für 

die Schuldverschreibungen sowie die damit verbun-

denen Wandlungs- und Optionsrechte können unter-

schiedliche Laufzeiten vereinbart werden.

 Das gesetzliche Bezugsrecht wird den Aktionären in 

der Weise eingeräumt, dass die Options- und/oder 

Wandelschuldverschreibungen von einem Kreditins-

titut oder einem Konsortium von Kreditinstituten mit 

der Verpflichtung übernommen werden, sie den Ak-

tionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist je-

doch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsver-

hältnisses ergeben, von dem Bezugsrecht der Akti-

onäre auszunehmen und das Bezugsrecht auch in-

soweit auszuschließen, wie es erforderlich ist, damit 

Inhabern von bereits zuvor ausgegebenen Options- 

oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Bezugs-

recht in dem Umfang eingeräumt werden kann, wie 

es ihnen nach Ausübung der Options- oder Wand-

lungsrechte bzw. nach Erfüllung der Options- oder 

Wandlungspflichten als Aktionär zustehen würde.
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 oder

  — für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts 

mindestens 80 % des durchschnittlichen Schluss-

kurses der Aktien der Gesellschaft im XETRA-

Handel der Frankfurter Wertpapierbörse oder in 

einem entsprechenden Nachfolgesystem in dem 

Zeitraum vom Beginn der Bezugsfrist bis ein-

schließlich des Tages vor der Bekanntmachung 

der endgültigen Festlegung der Konditionen ge-

mäß § 186 Abs. 2 AktG betragen.

 Abweichend hiervon kann der Wandlungs- bzw. Opti-

onspreis in den Fällen einer Wandlungs- oder Options-

pflicht dem durchschnittlichen Schlusskurs der Aktien 

der Gesellschaft im XETRA-Handel der Frankfurter Wert-

papierbörse oder in einem entsprechenden Nachfol-

gesystem während der zehn Börsentage vor oder nach 

dem Tag der Endfälligkeit entsprechen, auch wenn die-

ser Durchschnittskurs unterhalb des oben genannten 

Mindestwandlungs- oder Optionspreises (80 %) liegt. § 9 

Abs. 1 AktG bleibt unberührt.

 Der Options- bzw. Wandlungspreis kann unbescha-

det des § 9 Abs. 1 AktG aufgrund einer Verwässerungs-

schutzklausel nach näherer Bestimmung der Wandelan-

leihe- bzw. Optionsbedingungen dann ermäßigt werden, 

wenn die Gesellschaft während der Options- bzw. Wand-

lungsfrist unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre 

Aktionäre oder durch eine Kapitalerhöhung aus Ge-

sellschaftsmitteln das Grundkapital erhöht oder weite-

re Options- oder Wandelschuldverschreibungen begibt 

bzw. Options- oder Wandlungsrechte oder -pflichten ge-

währt oder garantiert und den Inhabern schon bestehen-

der Options- oder Wandlungsrechte oder -pflichten hier-

für kein Bezugsrecht eingeräumt wird, wie es ihnen nach 

Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts bzw. nach 

Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht zustehen 

würde. Die Ermäßigung des Options- bzw. Wandlungs-

preises kann auch durch eine Barzahlung bei Ausübung 

des Options- bzw. Wandlungsrechts oder bei der Erfül-

lung einer Options- oder Wandlungspflicht bewirkt wer-

den. Die Bedingungen der Optionsrechte bzw. -pflichten 

bzw. der Wandelanleihe können darüber hinaus für den 

bare Zuzahlung erfüllt werden kann. Der anteilige Be-

trag des Grundkapitals, der auf die je Teilschuldver-

schreibung zu beziehenden Aktien entfällt, darf den 

Nennbetrag der Teilschuldverschreibungen nicht 

übersteigen. Soweit sich Bruchteile von Aktien er-

geben, kann vorgesehen werden, dass diese Bruch-

teile, nach Maßgabe der Options- bzw. Anleihebe-

dingungen, gegebenenfalls gegen Zuzahlung, zum 

Bezug ganzer Aktien aufaddiert werden können.

 Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschrei-

bungen erhalten die Inhaber das unentziehbare 

Recht, ihre Schuldverschreibungen gemäß den vom 

Vorstand festgelegten Wandelanleihebedingungen 

in auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesell-

schaft zu wandeln. Das Wandlungsverhältnis ergibt 

sich aus der Division des Nennbetrags oder des un-

ter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrags ei-

ner Teilschuldverschreibung durch den festgesetz-

ten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft 

und kann auf eine volle Zahl auf- oder abgerundet 

werden; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzah-

lung und die Zusammenlegung oder ein Ausgleich 

für nicht wandlungsfähige Spitzen festgesetzt wer-

den. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf 

die bei Wandlung je Teilschuldverschreibung zu be-

ziehenden Aktien entfällt, darf den Nennbetrag der 

einzelnen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen.

 Die Options- bzw. Wandelanleihebedingungen kön-

nen auch eine Options- oder Wandlungspflicht zum 

Ende der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt 

(„Endfälligkeit“) vorsehen.

 Der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder Opti-

onspreis für eine Aktie muss

 — mindestens 80 % des durchschnittlichen Schluss-

kurses der Aktien der Gesellschaft im XETRA-

Handel der Frankfurter Wertpapierbörse oder 

in einem entsprechenden Nachfolgesystem an 

den letzten zehn Börsentagen vor dem Tag der 

Beschlussfassung durch den Vorstand über die 

Ausgabe der Wandel- oder Optionsschuldver-

schreibungen betragen
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Fall der Kapitalherabsetzung oder anderer außerordentli-

cher Maßnahmen bzw. Ereignisse (wie z.B. ungewöhnlich 

hohe Dividenden, Kontrollerlangung durch Dritte) eine 

Anpassung der Options- bzw. Wandlungsrechte bzw. Op-

tions- oder Wandlungspflichten vorsehen.

 Anstelle der wertwahrenden Anpassung des Wand-

lungs- oder Optionspreises kann nach näherer Bestim-

mung in den Bedingungen der Options- oder Wandel-

schuldverschreibungen in allen vorgenannten Fällen 

auch die Zahlung eines entsprechenden Betrages in 

Geld durch die Gesellschaft bei Ausübung der Wand-

lungs- oder Optionsrechte bzw. bei Erfüllung entspre-

chender Wandlungs- oder Optionspflichten vorgesehen 

werden. Die Anleihebedingungen können auch vorse-

hen, dass die Options- bzw. Wandelanleihe nach Wahl 

der Gesellschaft statt in neue Aktien aus bedingtem Ka-

pital in bereits existierende Aktien der Gesellschaft oder 

einer börsennotierten anderen Gesellschaft gewandelt 

werden können bzw. das Optionsrecht durch Lieferung 

solcher Aktien erfüllt werden kann.

 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und 

Ausstattung der Options- und/oder Wandelschuldver-

schreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, 

Laufzeit und Stückelung, Verwässerungsschutzbestim-

mungen, Options- bzw. Wandlungszeitraum sowie im 

vorgenannten Rahmen den Wandlungs- und Options-

preis zu bestimmen.

3) Das Grundkapital wird um bis zu EUR 4.284.740,00 

durch Ausgabe von bis zu 4.284.740 neuen, auf den 

Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Be-

dingtes Kapital 2019). Die bedingte Kapitalerhöhung 

dient der Gewährung von Optionsrechten bzw. Op-

tionspflichten nach Maßgabe der Optionsbedingun-

gen an die Inhaber von Optionsscheinen aus Op-

tionsanleihen bzw. von Wandlungsrechten bzw. 

Wandlungspflichten nach Maßgabe der Wandelanlei-

hebedingungen an die Inhaber von Wandelschuld-

verschreibungen, die aufgrund des Ermächtigungs-

beschlusses der Hauptversammlung vom 27. Juni 

2019 bis zum 26. Juni 2024 von der Gesellschaft 

ausgegeben werden. Die Ausgabe der neuen Ak-

tien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend 

bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu 

bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die 

bedingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der Bege-

bung der Options- bzw. Wandelschuldverschreibun-

gen und nur insoweit durchzuführen, wie die Inhaber 

der Optionsscheine bzw. der Wandelschuldver-

schreibungen von ihren Options- bzw. Wandlungs-

rechten Gebrauch machen bzw. zur Wandlung bzw. 

Optionsausübung verpflichtete Inhaber von Anleihen 

ihre Verpflichtung zur Wandlung/Optionsausübung 

erfüllen und das bedingte Kapital nach Maßgabe der 

Options- bzw. Wandelanleihebedingungen benötigt 

wird. Die aufgrund der Ausübung des Options- bzw. 

Wandlungsrechts oder der Erfüllung der Wandlungs- 

bzw. Optionspflicht ausgegebenen neuen Aktien 

nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem 

sie entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand wird er-

mächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die wei-

teren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 

Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat wird 

ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend 

der jeweiligen Ausgabe der Bezugsaktien anzupas-

sen sowie alle sonstigen damit im Zusammenhang 

stehenden Anpassungen der Satzung vorzunehmen, 

die nur die Fassung betreffen. Entsprechendes gilt 

im Falle der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur 

Ausgabe von Options- oder Wandelschuldverschrei-

bungen nach Ablauf des Ermächtigungszeitraumes 

sowie im Falle der Nichtausnutzung des Bedingten 

Kapitals 2019 nach Ablauf der Fristen für die Aus-

übung von Options- oder Wandlungsrechten bzw. für 

die Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten.

4) § 4 Abs. 7 wird mit folgendem Wortlaut neu gefasst:

 „Das Grundkapital ist um bis zu EUR 4.284.740,00, 

eingeteilt in bis zu 4.284.740 auf den Inhaber lauten-

de Stückaktien, bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 

2019). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur inso-

weit durchgeführt, wie die Inhaber von Options- oder 

Wandlungsrechten bzw. die zur Wandlung/Options-

ausübung Verpflichteten aus Options- oder Wandel-
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 zugänglich ist. Er wird jedem Aktionär auf Verlangen un-

entgeltlich und unverzüglich in Kopie zugesandt und 

auch während der Hauptversammlung zur Einsichtnah-

me ausliegen.

 Um der Gesellschaft zukünftig die größtmögliche Flexi-

bilität hinsichtlich der Ausgabe von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen einzuräumen, soll eine 

Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wan-

delschuldverschreibungen beschlossen werden und 

hierzu ein neues Bedingtes Kapital 2019 geschaffen wer-

den.

 

 Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von Op-

tions- und/oder Wandelschuldverschreibungen im Ge-

samtbetrag von bis zu EUR 100.000.000,00 sowie zur 

Schaffung des dazugehörigen Bedingten Kapitals 2019 

mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von ins-

gesamt bis zu EUR 4.284.740,00 soll die Finanzie-

rungsmöglichkeiten der Gesellschaft erweitern. Dem 

Vorstand soll vorbehaltlich der Zustimmung des Auf-

sichtsrats insbesondere bei Eintritt günstiger Kapital-

marktbedingungen der Weg zu einer im Interesse der 

Gesellschaft liegenden flexiblen und zeitnahen Finanzie-

rung eröffnet werden.

 Den Aktionären steht grundsätzlich das gesetzliche Be-

zugsrecht auf die Options- bzw. Wandelschuldverschrei-

bungen zu (§ 221 Abs. 1 i.V.m. § 186 Abs. 1 AktG). Um die 

Abwicklung zu erleichtern, soll von der Möglichkeit Ge-

brauch gemacht werden, die Options- und/oder Wan-

delschuldverschreibungen an ein Kreditinstitut oder ein 

Konsortium von Kreditinstituten mit der Verpflichtung ab-

zugeben, den Aktionären die Anleihen entsprechend ih-

rem Bezugsrecht anzubieten (mittelbares Bezugsrecht 

i.S. von § 186 Abs. 5 AktG).

 Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht in den folgen-

den Fällen auszuschließen:

— Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbe-

träge ermöglicht die Ausnutzung der erbetenen Er-

schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft 

aufgrund der Ermächtigung des Vorstands durch 

Hauptversammlungsbeschluss vom 27. Juni 2019 bis 

zum 26. Juni 2024 ausgegeben werden, von ihren 

Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch machen 

oder, soweit sie zur Wandlung/Optionsausübung 

verpflichtet sind, ihre Verpflichtung zur Wandlung/

Optionsausübung zu erfüllen. Die neuen Aktien 

nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, in 

dem sie aufgrund der Ausübung von Options- oder 

Wandlungsrechten bzw. bei Erfüllung von Wand-

lungs- bzw. Optionspflichten entstehen, am Gewinn 

teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchfüh-

rung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

 Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der 

Satzung entsprechend der jeweiligen Ausgabe der 

Bezugsaktien anzupassen sowie alle sonstigen 

damit im Zusammenhang stehenden Anpassungen 

der Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung 

betreffen. Entsprechendes gilt im Falle der Nicht-

ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von 

Options- oder Wandelschuldverschreibungen nach 

Ablauf des Ermächtigungszeitraumes sowie im Falle 

der Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals 2019 

nach Ablauf der Fristen für die Ausübung von Op-

tions- oder Wandlungsrechten bzw. für die Erfüllung 

von Wandlungs- bzw. Optionspflichten.“

 Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Punkt 7 der 

Tagesordnung über die Gründe für den Ausschluss 

des Bezugsrechts gemäß §§ 221 Abs. 4, 186 Abs. 4 

Satz 2 AktG

 Der Vorstand erstattet gemäß §§ 221 Abs. 4, 186 Abs. 4 

Satz 2 AktG über die Gründe für den Ausschluss des Be-

zugsrechts und zum vorgesehenen Ausgabebetrag diesen 

Bericht, der ab der Einberufung der Hauptversammlung in 

den Geschäftsräumen der Gesellschaft, Fraunhoferstraße 

15, 82152 Martinsried/Planegg, zur Einsichtnahme durch die 

Aktionäre ausliegt und auch im Internet unter

 www.formycon.com/investoren/hauptversammlung 
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günstige Marktverhältnisse reagieren, sondern ist 

rückläufigen Aktienkursen während der Bezugsfrist 

ausgesetzt, die zu einer für die Gesellschaft ungüns-

tigen Eigenkapitalbeschaffung führen.

 Für diesen Fall eines vollständigen Ausschlusses des 

Bezugsrechts gilt gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG 

die Bestimmung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sinn-

gemäß. Die dort geregelte Grenze für Bezugsrechts-

ausschlüsse von 10 % des Grundkapitals ist nach 

dem Beschlussinhalt einzuhalten. Dabei werden Ak-

tien, die aufgrund einer Ermächtigung der Hauptver-

sammlung zum Erwerb und zur Veräußerung eige-

ner Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG i.V.m. § 

186 Abs. 3 Satz 4 AktG wieder veräußert werden, so-

wie Aktien, die aus einem genehmigten Kapital un-

ter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 

3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, auf die vorge-

nannte 10 %-Grenze angerechnet und vermindern 

diese entsprechend. Aus § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

ergibt sich ferner, dass der Ausgabepreis den Bör-

senpreis nicht wesentlich unterschreiten darf. Hier-

durch soll sichergestellt werden, dass eine nennens-

werte wirtschaftliche Verwässerung des Wertes der 

Aktien nicht eintritt. Ob ein solcher Verwässerungs-

effekt bei der bezugsrechtsfreien Ausgabe von Wan-

del- bzw. Optionsanleihen eintritt, kann ermittelt 

werden, indem der hypothetische Börsenpreis der 

Wandel- bzw. Optionsanleihen nach anerkannten, 

insbesondere finanzmathematischen Methoden er-

rechnet und mit dem Ausgabepreis verglichen wird. 

Liegt nach pflichtgemäßer Prüfung dieser Ausgabe-

preis nur unwesentlich unter dem hypothetischen 

Börsenpreis zum Zeitpunkt der Begebung der Wan-

del- oder Optionsanleihen, ist nach dem Sinn und 

Zweck der Regelung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ein 

Bezugsrechtsausschluss wegen des nur unwesent-

lichen Abschlags zulässig. Der Beschluss sieht des-

halb vor, dass der Vorstand vor Ausgabe der Wandel- 

bzw. Optionsanleihen nach pflichtgemäßer Prüfung 

zu der Auffassung gelangen muss, dass der vorge-

sehene Ausgabepreis zu keiner nennenswerten Ver-

wässerung des Wertes der Aktien führt. Damit würde 

mächtigung durch runde Beträge. Dies erleichtert 

die Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre.

 Der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten von In-

habern von bereits ausgegebenen Wandlungs- oder 

Optionsrechten bzw. -pflichten hat den Vorteil, dass 

der Wandlungs- bzw. Optionspreis für die bereits 

ausgegebenen Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 

-pflichten nicht ermäßigt zu werden braucht und da-

durch insgesamt ein höherer Mittelzufluss ermöglicht 

wird. Beide Fälle des Bezugsrechtsausschlusses lie-

gen daher im Interesse der Gesellschaft und ihrer 

Aktionäre.

— Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionä-

re auszuschließen, wenn die Ausgabe der Options- 

und/oder Wandelschuldverschreibungen gegen Bar-

zahlung zu einem Kurs erfolgt, der den Marktwert 

dieser Anleihen nicht wesentlich unterschreitet. Hier-

durch erhält die Gesellschaft die Möglichkeit, güns-

tige Marktsituationen sehr kurzfristig und schnell zu 

nutzen und durch eine marktnahe Festsetzung der 

Konditionen bessere Bedingungen bei der Festle-

gung von Zinssatz, Options- bzw. Wandlungspreis 

und Ausgabepreis der Options- bzw. Wandelschuld-

verschreibungen zu erreichen. Eine marktnahe Kon-

ditionenfestsetzung und reibungslose Platzierung 

wäre bei Wahrung des Bezugsrechts nicht mög-

lich. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine Veröf-

fentlichung des Bezugspreises bis zum drittletzten 

Tag der Bezugsfrist. Angesichts der häufig zu beob-

achtenden Volatilität an den Aktienmärkten besteht 

aber auch dann ein Marktrisiko über mehrere Tage, 

welches zu Sicherheitsabschlägen bei der Festle-

gung der Anleihekonditionen und so zu nicht markt-

nahen Konditionen führt. Auch ist bei Bestand eines 

Bezugsrechts wegen der Ungewissheit über seine 

Ausübung die erfolgreiche Platzierung bei Dritten 

gefährdet bzw. mit zusätzlichen Aufwendungen ver-

bunden. Schließlich kann bei Einräumung eines Be-

zugsrechts die Gesellschaft wegen der Länge der 

Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige bzw. un-
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Optionspreis für eine Aktie muss mindestens 80 % des 

durchschnittlichen Schlusskurses der Aktien der Gesell-

schaft im XETRA-Handel der Frankfurter Wertpapier-

börse oder in einem entsprechenden Nachfolgesystem 

an den letzten zehn Börsentagen vor dem Tag der Be-

schlussfassung durch den Vorstand über die Ausgabe 

der Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder 

– für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts – min-

destens 80 % des durchschnittlichen Schlusskurses der 

Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handel der Frank-

furter Wertpapierbörse oder in einem entsprechenden 

Nachfolgesystem in dem Zeitraum vom Beginn der Be-

zugsfrist bis einschließlich des Tages vor der Bekannt-

machung der endgültigen Festlegung der Konditionen 

gemäß § 186 Abs. 2 AktG betragen. Abweichend hier-

von kann der Wandlungs- bzw. Optionspreis in den Fäl-

len einer Wandlungs- oder Optionspflicht dem durch-

schnittlichen Schlusskurs der Aktien der Gesellschaft im 

XETRA-Handel der Frankfurter Wertpapierbörse oder in 

einem entsprechenden Nachfolgesystem während der 

zehn Börsentage vor oder nach dem Tag der Endfällig-

keit entsprechen, auch wenn dieser Durchschnittskurs 

unterhalb des oben genannten Mindestwandlungs- oder 

Optionspreises (80 %) liegt. § 9 Abs. 1 AktG bleibt unbe-

rührt. Durch die Festlegung dieses Mindestbetrags sol-

len einerseits die Aktionäre vor einer Verwässerung ih-

rer Beteiligung geschützt werden, andererseits aber der 

Vorstand hinreichend Flexibilität für eine optimale Plat-

zierung der Schuldverschreibung am Markt erhalten.

8. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb 

und zur Verwendung eigener Aktien gem. § 71 Abs. 1 

Nr. 8 AktG mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Be-

zugs- und eines etwaigen Andienungsrechts sowie zur 

Einziehung eigener Aktien

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen:

1) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats eigene Aktien der Gesellschaft bis zu 

insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfas-

sung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft 

zu erwerben. Die Ermächtigung wird mit Ablauf der 

der rechnerische Marktwert eines Bezugsrechts auf 

beinahe Null sinken, so dass den Aktionären durch 

den Bezugsrechtausschluss kein nennenswerter wirt-

schaftlicher Nachteil entstehen kann. Soweit es der 

Vorstand in der jeweiligen Situation für angemessen 

hält, sachkundigen Rat einzuholen, kann er sich der 

Unterstützung durch Experten bedienen. So können 

die die Emission begleitenden Konsortialbanken dem 

Vorstand in geeigneter Form versichern, dass eine 

nennenswerte Verwässerung des Wertes der Akti-

en nicht zu erwarten ist. Auch durch ein unabhängi-

ges Kreditinstitut oder einen Sachverständigen kann 

dies bestätigt werden. Unabhängig von der Prüfung 

durch den Vorstand kann eine marktgerechte Fest-

setzung der Konditionen und damit die Vermeidung 

einer nennenswerten Wertverwässerung im Fal-

le der Durchführung eines Bookbuilding-Verfahrens 

gewährleistet werden. Bei diesem Verfahren wer-

den die Options- bzw. Wandelschuldverschreibun-

gen zwar zu einem festen Ausgabepreis angeboten; 

jedoch werden einzelne Bedingungen der Options- 

bzw. Wandelschuldverschreibungen (z.B. Zinssatz 

und Wandlungs- bzw. Optionspreis) auf der Grundla-

ge der von Investoren abgegebenen Kaufverträge 

festgelegt und so der Gesamtwert der Anleihe markt-

nah bestimmt. Dies stellt sicher, dass eine wesentli-

che Verwässerung des Wertes der Aktien durch den 

Bezugsrechtsausschluss nicht eintritt.

 Darüber hinaus haben die Aktionäre die Möglich-

keit, ihren Anteil am Grundkapital der Gesellschaft 

auch nach Ausübung von Wandlungs- oder Options-

rechten jederzeit durch Zukäufe von Aktien über die 

Börse aufrecht zu erhalten. Demgegenüber ermög-

licht die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 

der Gesellschaft marktnahe Konditionsfestsetzung, 

größtmögliche Sicherheit hinsichtlich der Platzierung 

bei Dritten und die kurzfristige Ausnutzung günstiger 

Marktsituationen.

 Die Ermächtigung sieht vor, dass für den Wandlungs- 

bzw. Optionspreis eine bestimmte Berechnungsgrund-

lage bezüglich des Mindestausgabebetrags vorgege-

ben wird. Der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder 
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— Das Volumen des Angebots kann begrenzt 

werden. Sofern die Gesamtzahl der von den 

Aktionären zum Erwerb angebotenen Aktien 

dieses Volumen überschreitet, erfolgt die Annah-

me im Verhältnis der zum Erwerb angebotenen 

Aktien. Eine bevorrechtigte Annahme geringer 

Stückzahlen bis zu 100 Stück zum Erwerb ange-

botener Aktien je Aktionär sowie eine Rundung 

nach kaufmännischen Grundsätzen zur Vermei-

dung rechnerischer Bruchteile von Aktien kann 

vorgesehen werden. Ein etwaiges weitergehen-

des Andienungsrecht der Aktionäre ist insoweit 

ausgeschlossen.

2) Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesell-

schaft, die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung 

erworben werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

neben der Veräußerung über die Börse oder durch 

Angebot an alle Aktionäre unter Ausschluss des Be-

zugsrechts der Aktionäre wie folgt zu verwenden:

a. zur Veräußerung gegen Sachleistung, soweit 

dies zu dem Zweck erfolgt, Unternehmen, Un-

ternehmensteile, Beteiligungen an Unternehmen 

(einschließlich der Erhöhung bestehender Betei-

ligungen) oder sonstige Betriebsmittel oder For-

derungen gegen die Gesellschaft zu erwerben 

oder Unternehmenszusammenschlüsse durchzu-

führen;

b. zur Veräußerung gegen Barzahlung, soweit dies 

zu einem Preis erfolgt, der den Börsenpreis der 

Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Ver-

äußerung nicht wesentlich unterschreitet.

 Diese Ermächtigung beschränkt sich auf insge-

samt höchstens 10 % des Grundkapitals der Ge-

sellschaft zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 

der Hauptversammlung über diese Ermächtigung 

oder – falls dieser Wert geringer ist – auf 10 % 

des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Veräuße-

rung der Aktien. Das Ermächtigungsvolumen ver-

ringert sich um den anteiligen Betrag am Grund-

kapital der Gesellschaft, der auf Aktien entfällt 

ordentlichen Hauptversammlung am 27. Juni 2019 

wirksam und gilt bis zum 26. Juni 2024. Die Ermäch-

tigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder 

mehrmals ausgeübt werden. Sie kann auch durch 

Konzernunternehmen oder durch Dritte ausgeübt 

werden, die für Rechnung der Gesellschaft oder ei-

nes Konzernunternehmens handeln.

 Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit an-

deren eigenen Aktien, die die Gesellschaft bereits 

erworben hat und noch besitzt oder die ihr nach den 

§§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeit-

punkt mehr als 10 % des Grundkapitals der Gesell-

schaft entfallen. Die Gesellschaft darf die Ermäch-

tigung nicht zum Zwecke des Handels in eigenen 

Aktien ausnutzen.

 Der Erwerb der eigenen Aktien kann nach Wahl der 

Gesellschaft über die Börse oder mittels eines an 

alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots 

erfolgen:

— Erfolgt der Erwerb der eigenen Aktien über die 

Börse, so darf der von der Gesellschaft gezahlte 

Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) 

den durchschnittlichen Schlusskurs der Aktien 

der Gesellschaft im Xetra-Handel der Frankfurter 

Wertpapierbörse (oder in einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an den fünf letzten Börsen-

tagen vor dem Tag des Erwerbs oder dem Tag 

der Eingehung der Verpflichtung zum Erwerb um 

nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten.

— Erfolgt der Erwerb über ein an alle Aktionäre 

gerichtetes öffentliches Kaufangebot der Gesell-

schaft, dürfen der gebotene Kaufpreis oder die 

Grenzwerte der gebotenen Kaufpreisspanne je 

Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am vier-

ten Börsentag vor dem Tag der Veröffentlichung 

des Angebots geltenden Schlusskurs der Aktie 

der Gesellschaft im Xetra-Handel der Frankfurter 

Wertpapierbörse (oder in einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) um nicht mehr als 10 % über- 

oder unterschreiten.
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rechts bzw. nach Erfüllung einer Options- oder 

Wandlungspflicht als Aktionär zustehen würde 

und nach näherer Maßgabe der Anleihe- bzw. 

Optionsbedingungen zum Zwecke des Verwäs-

serungsschutzes angeboten werden kann;

f. für Spitzenbeträge im Fall der Veräußerung eige-

ner Aktien im Rahmen eines Verkaufsangebots 

an alle Aktionäre.

3) Der Vorstand wird ferner ermächtigt, alle oder einen 

Teil der eigenen Aktien der Gesellschaft mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats einzuziehen, ohne dass die 

Einziehung oder ihre Durchführung eines weiteren 

Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die eige-

nen Aktien können auch nach § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG 

im vereinfachten Verfahren ohne Kapitalherabsetzung 

durch Anpassung des auf eine Aktie entfallenden an-

teiligen Betrags des Grundkapitals eingezogen wer-

den. Der Vorstand ist in diesem Fall zur Anpassung 

der Zahl der Stückaktien in der Satzung ermächtigt.

4) Die Ermächtigungen unter Ziffer 2) und 3) können 

einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilen, einzeln 

oder gemeinsam ausgeübt werden.

 Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Punkt 8 der Ta-

gesordnung über die Gründe für den Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 

4 Satz 2 AktG sowie für den Ausschluss eines etwai-

gen Andienungsrechts

 Der Vorstand erstattet gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 

186 Abs. 4 Satz 2 AktG über die Gründe für den Aus-

schluss des Bezugsrechts sowie über die Gründe für 

den Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts die-

sen Bericht, der vom Tage der Einberufung der Haupt-

versammlung an in den Geschäftsräumen der Gesell-

schaft, Fraunhoferstraße 15, 82152 Martinsried/Planegg, 

zur Einsichtnahme durch die Aktionäre ausliegt und auch 

im Internet unter 

 

 www.formycon.com/investoren/hauptversammlung 

oder auf den sich Wandlungs- und/oder Options-

rechte bzw. -pflichten aus Schuldverschreibun-

gen beziehen, die seit Erteilung dieser Ermäch-

tigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre in unmittelbarer oder entsprechender 

Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-

geben oder veräußert worden sind;

c. zur Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer und 

Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft und 

an Arbeitnehmer und Mitglieder der Geschäfts-

führungen der mit der Gesellschaft verbundenen 

Unternehmen, soweit sie zur Bedienung von Ar-

beitnehmern und Mitgliedern des Vorstands der 

Gesellschaft oder Arbeitnehmern und Mitglie-

dern der Geschäftsführung der mit der Gesell-

schaft verbundenen Unternehmen eingeräumten 

Bezugs-, Options- oder Erwerbsrechten auf Ak-

tien der Gesellschaft verwendet werden sollen. 

Soweit in diesem Zusammenhang eigene Akti-

en an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft 

übertragen werden sollen, entscheidet der Auf-

sichtsrat der Gesellschaft;

d. zur Erfüllung der Verpflichtungen aus Wertpa-

pierdarlehen/Wertpapierleihen, die zum Zweck 

der Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer und 

Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft sowie 

an Arbeitnehmer und Mitglieder der Geschäfts-

führungen der mit der Gesellschaft verbunde-

nen Unternehmen entsprechend vorstehendem 

Buchstaben (c) aufgenommen wurden;

e. zur Erfüllung von Options- und/oder Wandlungs-

rechten bzw. -pflichten aus von der Gesellschaft 

oder ihren Konzerngesellschaften begebe-

nen Options- und/oder Wandelschuldverschrei-

bungen und/oder zur Gewährung eines Be-

zugsrechts auf eigene Aktien für Inhaber oder 

Gläubiger der von der Gesellschaft oder ihren 

Konzerngesellschaften ausgegebenen Options- 

und/ oder Wandelschuldverschreibungen in dem 

Umfang, wie es ihnen nach Ausübung eines ih-

nen eingeräumten Options- oder Wandlungs-
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len ist der Ausschluss eines etwaigen weitergehenden 

Andienungsrechts erforderlich und nach Überzeugung 

des Vorstands und des Aufsichtsrats aus den genannten 

Gründen auch gerechtfertigt sowie gegenüber den Akti-

onären angemessen.

 Der Vorstand ist nach dem Beschlussvorschlag berech-

tigt, die eigenen Aktien mit Zustimmung des Aufsichts-

rats teilweise unter Ausschluss des Bezugsrechts der Ak-

tionäre zu verwenden, insbesondere zu veräußern. Die 

Veräußerung der eigenen Aktien soll in den folgenden 

Fällen und aus den folgenden Gründen unter Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre erfolgen können:

— Die Gesellschaft soll über eigene Aktien verfügen, 

um diese im Rahmen des Erwerbs eines Unterneh-

mens, von Unternehmensteilen, von einer Betei-

ligung an einem Unternehmen (Einschließlich der 

Erhöhung einer bestehenden Beteiligung), von sons-

tigen Betriebsmitteln oder von Forderungen gegen 

die Gesellschaft als Gegenleistung gewähren oder 

um auf sonstige Weise Unternehmenszusammen-

schlüsse durchführen zu können. Der internationa-

le Wettbewerb und die Globalisierung der Wirtschaft 

verlangen zunehmend diese Form der Akquisitions-

finanzierung. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung 

soll der Gesellschaft daher die notwendige Flexibi-

lität gewähren, um sich bietende Gelegenheiten zur 

Durchführung entsprechender Unternehmensakqui-

sitionen oder des Erwerbs von sonstigen Betriebs-

mitteln oder Forderungen gegen die Gesellschaft 

schnell und flexibel ausnutzen zu können. Konkre-

te Pläne für ein Ausnutzen dieser Ermächtigung be-

stehen zurzeit nicht. Bei der Festlegung der Bewer-

tungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, dass 

die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt 

werden. In der Regel wird er sich bei der Bemessung 

des Wertes der als Gegenleistung hingegebenen 

Aktien an deren Börsenkurs orientieren. Eine sche-

matische Anknüpfung an einen Börsenkurs ist indes 

nicht vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte 

Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen 

des Börsenkurses zu gefährden.

 zugänglich ist. Er wird jedem Aktionär auf Verlangen un-

entgeltlich und unverzüglich in Kopie zugesandt und 

auch während der Hauptversammlung zur Einsichtnah-

me ausliegen.

 Unter Tagesordnungspunkt 8 wird der Hauptversamm-

lung vorgeschlagen, den Vorstand gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 

8 AktG zu ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichts-

rats eigene Aktien bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der Be-

schlussfassung der Hauptversammlung bestehenden 

Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben.

 Der Erwerb eigener Aktien kann auf Grundlage der vor-

geschlagenen Ermächtigung entweder über die Bör-

se oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öf-

fentlichen Kaufangebots erfolgen. Erfolgt der Erwerb 

eigener Aktien mittels eines an alle Aktionäre gerichte-

ten öffentlichen Kaufangebots, so kann nach der vorge-

schlagenen Ermächtigung, sofern die Gesamtzahl der 

zum Erwerb angebotenen (angedienten) Aktien ein vom 

Vorstand festgelegtes Volumen überschreitet, der Er-

werb nach dem Verhältnis der angedienten Aktien (An-

dienungsquoten) erfolgen. Nur wenn im Grundsatz ein 

Erwerb nach Andienungsquoten statt nach Beteiligungs-

quoten erfolgen kann, lässt sich das Erwerbsverfahren in 

einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen technisch ab-

wickeln.

 Darüber hinaus soll eine bevorrechtigte Annahme ge-

ringer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Akti-

en je Aktionär vorgesehen werden können. Diese Mög-

lichkeit dient zum einen dazu, kleine Restbestände und 

eine damit möglicherweise einhergehende faktische Be-

nachteiligung von Kleinaktionären zu vermeiden. Sie 

dient zum anderen auch der Vereinfachung der techni-

schen Abwicklung des Erwerbsverfahrens. Schließlich 

soll in allen Fällen eine Rundung nach kaufmännischen 

Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchtei-

le von Aktien vorgesehen werden können. Insoweit kön-

nen namentlich die Erwerbsquote und/oder die Anzahl 

der vom einzelnen andienenden Aktionär zu erwerben-

den Aktien kaufmännisch so gerundet werden, wie es 

erforderlich ist, um den Erwerb ganzer Aktien abwick-

lungstechnisch darzustellen. In den vorgenannten Fäl-
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 Den Vermögensinteressen der Aktionäre und dem 

Gedanken des Verwässerungsschutzes wird zu-

dem dadurch Rechnung getragen, dass die Veräu-

ßerung in entsprechender Anwendung von § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG nur zu einem Preis erfolgen darf, 

der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. 

Die endgültige Festlegung des Veräußerungsprei-

ses für die eigenen Aktien geschieht zeitnah vor der 

Veräußerung. Der Vorstand wird sich dabei – unter 

Berücksichtigung der aktuellen Marktgegebenhei-

ten – bemühen, einen eventuellen Abschlag auf den 

Börsenkurs so niedrig wie möglich zu halten.

— Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, die 

erworbenen eigenen Aktien zur Bedienung von Ar-

beitnehmern und Mitgliedern des Vorstands der Ge-

sellschaft oder Arbeitnehmern und Mitgliedern der 

Geschäftsführung verbundener Unternehmen einge-

räumten Bezugs-, Options- oder Erwerbsrechten auf 

Aktien der Gesellschaft einzusetzen. Die bei der Ge-

sellschaft bestehenden Aktienoptionsprogramme se-

hen vor, dass zur Erfüllung ausgegebener Bezugs-

rechte auch eigene Aktien verwendet werden können. 

Der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts 

der Aktionäre dient vor allem dem Zweck, von die-

ser Möglichkeit zukünftig Gebrauch machen zu kön-

nen. Soweit in diesem Zusammenhang eigene Aktien 

an Mitglieder des Vorstands ausgegeben werden sol-

len, entscheidet nach der aktienrechtlichen Zuständig-

keitsverteilung der Aufsichtsrat der Gesellschaft.

— Um die Abwicklung der Ausgabe von Aktien an Arbeit-

nehmer und Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft 

sowie an Arbeitnehmer und Mitglieder der Geschäfts-

führungen der mit der Gesellschaft verbundenen Un-

ternehmen zur Bedienung von diesen eingeräumten 

Bezugs-, Options- oder Erwerbsrechten auf Aktien der 

Gesellschaft zu erleichtern, soll es der Gesellschaft zu-

dem ermöglicht werden, die dafür benötigten Aktien 

auch mittels Wertpapierdarlehen/Wertpapierleihen zu 

beschaffen und eigene Aktien gegebenenfalls auch 

zur Erfüllung der Rückgewähransprüche der Darle-

hensgeber/Verleiher zu verwenden.

— Der Beschlussvorschlag sieht ferner vor, dass der Vor-

stand die eigenen Aktien auch in anderer Weise als 

über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktio-

näre gegen Barzahlung an Dritte veräußern kann, so-

fern die eigenen Aktien zu einem Preis veräußert wer-

den, der den Börsenpreis der Aktie der Gesellschaft 

zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich un-

terschreitet. Mit dieser Ermächtigung wird von der in 

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in entsprechender Anwendung 

des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen Möglich-

keit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss Ge-

brauch gemacht. Diese Ermächtigung ermöglicht es 

der Gesellschaft, auf Angebote bzw. dem Geschäfts-

zweck der Gesellschaft dienende Beteiligungsnach-

fragen von Investoren kurzfristig reagieren zu können. 

Im Interesse der Erweiterung der Aktionärsbasis der 

Gesellschaft soll damit insbesondere die Möglichkeit 

geschaffen werden, institutionellen Investoren im In- 

und Ausland Aktien der Gesellschaft anzubieten und/

oder neue Investorenkreise zu erschließen.

 Die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktio-

näre werden dabei angemessen gewahrt. Die Ermäch-

tigung zum Bezugsrechtsausschluss in entsprechender 

Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist auf ins-

gesamt höchstens 10 % des Grundkapitals der Gesell-

schaft beschränkt, und zwar sowohl im Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens der Ermächtigung als auch im Zeit-

punkt ihrer Ausübung. Das Ermächtigungsvolumen ver-

ringert sich um den anteiligen Betrag am Grundkapital, 

der auf Aktien entfällt oder auf den sich Options- und/

oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten aus Schuldver-

schreibungen beziehen, die nach Wirksamwerden die-

ser Ermächtigung in unmittelbarer oder entsprechen-

der Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgege-

ben oder veräußert worden sind. Durch die Anrech-

nungen wird sichergestellt, dass erworbene eigene 

Aktien nicht unter Ausschluss des Bezugsrechts ent-

sprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden, 

wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt für mehr 

als 10 % des Grundkapitals das Bezugsrecht der Aktio-

näre in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird.
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schließen. Die Möglichkeit des Ausschlusses des Be-

zugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, ein tech-

nisch durchführbares Bezugsverhältnis darzustellen. 

Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre 

ausgeschlossenen eigenen Aktien werden entweder 

durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger Wei-

se bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der 

mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der Be-

schränkung auf Spitzenbeträge gering.

— Schließlich sollen die eigenen Aktien von der Ge-

sellschaft auch ohne erneuten Beschluss der Haupt-

versammlung eingezogen werden können. Dies soll 

auch möglich sein, ohne dass mit der Einziehung 

eine Kapitalherabsetzung einhergeht. Durch eine 

Einziehung der eigenen Aktien ohne Kapitalherab-

setzung erhöht sich ohne Weiteres der auf die ver-

bleibenden Stückaktien entfallende anteilige Betrag 

des Grundkapitals pro Aktie, und es ändert sich die 

Anzahl der Stückaktien, in die das Grundkapital ein-

geteilt ist. Der Vorstand soll daher ermächtigt wer-

den, die infolge dieser Änderung erforderlich wer-

dende Anpassung der Satzung vorzunehmen. Das 

Gesetz sieht in § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG ausdrücklich 

die Möglichkeit einer solchen Ermächtigung vor.

 Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vor-

stand und Aufsichtsrat den Ausschluss des Bezugs-

rechts in den genannten Fällen im Interesse der Ge-

sellschaft für erforderlich und geboten und aus den 

aufgezeigten Gründen sowohl für sachlich gerechtfertigt 

als auch gegenüber den Aktionären für angemessen.

 Der Vorstand wird die Ausübung der Ermächtigung mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats vornehmen.

 Die Bedingungen werden jeweils zu gegebener Zeit so 

festgelegt werden, dass unter Berücksichtigung der jewei-

ligen Verhältnisse die Interessen der Aktionäre und die Be-

lange der Gesellschaft angemessen gewahrt werden. Der 

Vorstand wird der Hauptversammlung über die Einzelhei-

ten einer Ausnutzung der Ermächtigung zum Rückerwerb 

eigener Aktien bzw. zu deren Verwendung berichten.

— Darüber hinaus soll der Vorstand berechtigt sein, die 

eigenen Aktien zur Erfüllung von Options- und/oder 

Wandlungsrechten bzw. -pflichten der Inhaber oder 

Gläubiger aus von der Gesellschaft oder ihren Kon-

zerngesellschaften begebenen Options- und/oder 

Wandelschuldverschreibungen zu verwenden. Der 

vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre soll die Gesellschaft in die Lage versetzen, 

flexibel zu entscheiden, ob sie bei Ausübung die-

ser Rechte bzw. Pflichten neue Aktien aus beding-

tem Kapital, eigene Aktien, die sie auf Grundlage 

des vorgeschlagenen Ermächtigungsbeschlusses er-

worben hat, oder einen Barausgleich gewähren will. 

Ob und in welchem Umfang von der Ermächtigung 

zur Verwendung von eigenen Aktien Gebrauch ge-

macht oder aber neue Aktien aus bedingtem Kapital 

bzw. ein Barausgleich gewährt wird, wird die Gesell-

schaft jeweils unter Berücksichtigung der vorliegen-

den Markt- und Liquiditätslage im Interesse der Akti-

onäre und der Gesellschaft entscheiden. Dabei wird 

sie auch die anderweitigen Möglichkeiten zur Ver-

wendung von etwa erworbenen eigenen Aktien in 

die Entscheidung einbeziehen.

 Zudem schafft die Ermächtigung die Möglichkeit, das 

Bezugsrecht der Aktionäre zugunsten der Inhaber 

von Options- und/oder Wandelschuldverschreibun-

gen auszuschließen, um den Inhabern bzw. Gläubi-

gern bereits bestehender Options- oder Wandel-

rechte bzw. -pflichten die Aktien nach Maßgabe der 

jeweiligen Options- bzw. Anleihebedingungen zum 

Zwecke des Verwässerungsschutzes anzubieten. 

Dies hat den Vorteil, dass der Options- bzw. Wand-

lungspreis für die Inhaber bereits bestehender Op-

tions- oder Wandelrechte bzw. -pflichten nicht nach 

den Options- bzw. Anleihebedingungen ermäßigt zu 

werden braucht, um den darin etwa vorgesehenen 

Verwässerungsschutz der Inhaber oder Gläubiger 

dieser Rechte bzw. Pflichten zu gewährleisten.

— Der Vorstand soll ferner berechtigt sein, bei Veräu-

ßerung der eigenen Aktien im Rahmen eines Ver-

kaufsangebots an die Aktionäre der Gesellschaft das 

Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge auszu-
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Nicht-börsennotierte Gesellschaften im Sinne des 

§ 121 Abs. 3 AktG i.V.m. § 3 Abs. 2 AktG sind in der 

Einberufung der Hauptversammlung lediglich zur 

Angabe von Firma und Sitz der Gesellschaft, Zeit 

und Ort der Hauptversammlung und der Tages-

ordnung sowie der untenstehenden Adressen 

verpflichtet. Nachfolgende Hinweise erfolgen 

freiwillig, um unseren Aktionären die Teilnahme an 

der Hauptversammlung zu erleichtern:

I. Teilnahmebedingungen

 Aktionäre, die an der Hauptversammlung teilnehmen 

oder ihr Stimmrecht ausüben wollen, müssen sich nach 

§ 12 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft vor der Ver-

sammlung anmelden.

 Die Aktionäre müssen außerdem nach § 12 Abs. 4 der 

Satzung der Gesellschaft ihre Berechtigung zur Teilnah-

me an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 

Stimmrechts nachweisen. Dazu ist ein Nachweis ihres 

Anteilsbesitzes durch das depotführende Kreditinstitut 

oder Finanzdienstleistungsinstitut, der sich auf den Be-

ginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung, also den 

6. Juni 2019 (00:00 Uhr MESZ) bezieht („Nachweis-

stichtag“, sogenannter „Record Date“), ausreichend. 

Dieser Stichtag ist für die Ausübung versammlungsbezo-

gener Rechte maßgeblich. Im Verhältnis zur Gesellschaft 

gilt für die Teilnahme an der Versammlung oder die Aus-

übung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nach-

weis des Anteilsbesitzes zum Nachweisstichtag erbracht 

hat.

 Die Anmeldung und der Berechtigungsnachweis müs-

sen in Textform in deutscher oder englischer Sprache 

erfolgen und der Gesellschaft unter der nachstehend 

bestimmten Adresse spätestens bis zum Ablauf des 

20. Juni 2019 (24:00 Uhr MESZ) zugehen: 

Formycon AG

c/o Link Market Services GmbH

Landshuter Allee 10

80637 München

Fax: + 49 89 21 027 289

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

 Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversamm-

lung und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich 

nach dem Anteilsbesitz des Aktionärs zum Nachweis-

stichtag. Der Nachweisstichtag bedeutet keine Sperre für 

die Verfügung der Aktien, diese können insbesondere 

unabhängig vom Nachweisstichtag erworben und veräu-

ßert werden. Auch im Fall der vollständigen oder teilwei-

sen Veräußerung der Aktien nach dem Nachweisstichtag 
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ist für die Teilnahme und den Umfang des Stimmrechts 

ausschließlich der Aktienbesitz des Aktionärs zum Nach-

weisstichtag maßgeblich. Veräußerungen von Aktien 

nach dem Nachweisstichtag wirken sich daher nicht auf 

die Berechtigung zur Teilnahme und auf den Umfang des 

Stimmrechts aus. Personen, die zum Nachweisstichtag 

noch keine Aktien haben und erst danach Aktionär wer-

den, sind insoweit in der Hauptversammlung am 27. Juni 

2019 nicht teilnahme- und stimmberechtigt, es sei denn, 

sie haben sich insoweit bevollmächtigen oder zur Rechts-

ausübung ermächtigen lassen.

II. Stimmrechtsvertretung

 Aktionäre, die an der Hauptversammlung nicht persön-

lich teilnehmen möchten, können ihr Stimmrecht in der 

Hauptversammlung auch durch Bevollmächtigte aus-

üben lassen. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine 

Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von 

diesen gemäß § 134 Abs. 3 Satz 2 AktG zurückweisen. 

Auch im Fall einer Stimmrechtsvertretung sind eine frist-

gerechte Anmeldung und ein Nachweis des Anteilsbe-

sitzes nach den vorstehenden Bestimmungen erforder-

lich.

 Gemäß § 134 Abs. 3 Satz 3 AktG bedürfen die Erteilung 

der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Be-

vollmächtigung gegenüber der Gesellschaft der Text-

form. Aktionäre können für die Vollmachtserteilung den 

Vollmachtsvordruck, den sie mit der Eintrittskarte nach 

Anmeldung erhalten, benutzen. Die Verwendung des 

Vollmachtsformulars ist nicht zwingend; es ist ebenfalls 

möglich, dass Aktionäre eine gesonderte Vollmacht in 

Textform ausstellen.

 Wird ein Kreditinstitut, ein nach §§ 135 Abs. 10, 125 Abs. 

5 AktG den Kreditinstituten gleichgestelltes Institut oder 

Unternehmen, eine Aktionärsvereinigung oder eine der 

Personen, für die nach § 135 Abs. 8 AktG die Regelun-

gen des § 135 Abs. 1 bis 8 AktG sinngemäß gelten, be-

vollmächtigt, besteht das Textformerfordernis weder 

nach dem Gesetz noch nach der Satzung der Gesell-

schaft; nach dem Gesetz genügt es in diesen Fällen, 

wenn die Vollmachtserklärung von dem Bevollmächtig-

ten nachprüfbar festgehalten wird; die Vollmachtserklä-

rung muss zudem vollständig sein und darf nur mit der 

Stimmrechtsausübung verbundene Erklärungen enthal-

ten. Aktionäre, die beabsichtigen ein Kreditinstitut, eine 

Aktionärsvereinigung oder ein anderes der in § 135 AktG 

gleichgestellten Institute, Unternehmen oder Perso-

nen zu bevollmächtigen, sollten daher die Form der Voll-

macht vorab mit dem Bevollmächtigten abstimmen.

 

 Die Erklärung der Vollmachtserteilung gegenüber der 

Gesellschaft, ihr Widerruf und die Übermittlung des 

Nachweises einer gegenüber einem Bevollmächtigten 

erklärten Vollmacht, bzw. deren Widerruf muss entweder 

am Tag der Hauptversammlung durch den Bevollmäch-

tigten vorgewiesen werden oder der Gesellschaft unter 

der folgenden Adresse zugehen:

Formycon AG

c/o Link Market Services GmbH

Landshuter Allee 10

80637 München

Fax: + 49 89 21 027 289

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de

 Ergänzend bieten wir unseren Aktionären an, sich durch 

von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter 

bei den Abstimmungen vertreten zu lassen. Die Stimm-

rechtsvertreter der Gesellschaft dürfen das Stimmrecht 

nur nach Maßgabe ausdrücklich erteilter Weisungen 

ausüben. Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der 

Gesellschaft müssen der Gesellschaft mit der Vollmacht 

bis spätestens Mittwoch, den 26. Juni 2019 (24:00 Uhr 

MESZ) schriftlich, per Telefax oder per E-Mail an:

Formycon AG

c/o Link Market Services GmbH

Landshuter Allee 10

80637 München

Fax: + 49 89 21 027 289

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de

 zugehen. Gleiches, einschließlich der vorgenannten 

Frist, gilt für die Änderung von Weisungen an die Stimm-

rechtsvertreter der Gesellschaft und den Widerruf der 

Vollmacht.
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 Weitere Informationen zur Stimmrechtsvertretung sowie 

ein Formular zur Vollmachts- und Weisungserteilung er-

halten die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte zur 

Hauptversammlung. Informationen zur Stimmrechtsver-

tretung stehen den Aktionären auch unter der Internet-

adresse 

 www.formycon.com/investoren/hauptversammlung 

 zur Verfügung.

 Soweit die von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-

vertreter bevollmächtigt werden, müssen diesen in je-

dem Falle Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts 

erteilt werden. Die Stimmrechtsvertreter sind verpflich-

tet, weisungsgemäß abzustimmen. Die Stimmrechtsver-

treter der Gesellschaft nehmen keine Vollmachten zur 

Einlegung von Widersprüchen gegen Hauptversamm-

lungsbeschlüsse, zur Ausübung des Rede- und Frage-

rechts oder zur Stellung von Anträgen entgegen.

III. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

 Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversamm-

lung beträgt das Grundkapital der Gesellschaft EUR 

10.000.000,00 und ist eingeteilt in 10.000.000 auf den 

Inhaber lautende Stückaktien.

 Alle 10.000.000 Stückaktien sind teilnahme- und stimm-

berechtigt. Die Gesellschaft hält zum Zeitpunkt der Ein-

berufung keine eigenen Aktien.

IV. Vorlagen

 Ab Einberufung der Hauptversammlung sind folgende 

Informationen bzw. Unterlagen im Internet unter 

 www.formycon.com/investoren/hauptversammlung 

 zugänglich:

1. der Inhalt dieser Einberufung,

2. die der Versammlung zugänglich zu machenden 

Unterlagen:

— der festgestellte Jahresabschluss der 

Formycon AG zum 31. Dezember 2018,

— der Lagebericht der Formycon A!G für das 

Geschäftsjahr 2018,

— der Bericht des Aufsichtsrats für das Geschäfts-

jahr 2018,

3. der Geschäftsbericht 2018,

4. die Formulare, die für die Erteilung und den Widerruf 

einer Vollmacht für die Hauptversammlung verwen-

det werden können,

5. Information zum Datenschutz für Aktionäre.

 Alle zu veröffentlichenden Unterlagen werden auch in 

der Hauptversammlung zugänglich gemacht.

 Information zum Datenschutz für Aktionäre

 Im Rahmen der Hauptversammlung der Formycon AG 

werden personenbezogene Daten verarbeitet. Einzelhei-

ten dazu können unseren Datenschutzinformationen im 

Internet unter 

 www.formycon.com/investoren/hauptversammlung 

 entnommen werden. Aktionäre, die einen Vertreter be-

vollmächtigen, werden gebeten, diesen über die Daten-

schutzinformationen zu informieren.

Martinsried/Planegg, im Mai 2019

Formycon AG

Der Vorstand
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